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«Wir pflastern die Alpen
nicht mit Solarpanels zu»
Ruedi Kriesi ist eine treibende Kraft hinter dem Bau grosser Solaranlagen in den Alpen. Er musste miterleben, wie Gemeinden seine Projekte
ablehnten und Umweltverbände mit Flyern Angst verbreiteten. Doch aufgeben wolle er nicht, sagt er im Gespräch mit Jürg Meier

Herr Kriesi, Sie sind Mitgründer und
Präsident der Interessengemeinschaft
(IG) Solalpine, die seit gut zwei Jahren
den Bau von grossen Solaranlagen in
den Bergen vorantreibt. Wie kamen Sie
auf die Idee?
Ich war schon seit langem der Meinung,
dass es besser ist, in den Alpen Photo-
voltaikanlagen zu bauen, als jedes Haus-
dach mit Solarpanels zu belegen. Vor
zwölf Jahren machte ich erste Skizzen
zum möglichen Flächenbedarf. Dann
liess ich das Thema ruhen, bis ich vor
einigen Jahren merkte, dass sich auch
verschiedene Stromversorger mit sol-
chen Projekten beschäftigen. Schliess-
lich gründete ich Ende 2021 mit einer
Handvoll Fachleuten die IG Solalpine,
um den Bau von solchenAnlagen in den
Alpen zu fördern.

Ihre Organisation hat es geschafft, das
Thema der Solarenergie in den Alpen
ins Bewusstsein der Öffentlichkeit zu
bringen. Sie haben aber nur gerade fünf
Mitglieder.Warum?
Weil wir neutral sein und auf keinen
Fall als Vasallen der Elektrizitätswerke
wahrgenommen werden wollen. Unser
Interesse ist sehr breit: Wir wollen die
historische Chance nutzen, welche der
Bau von Solaranlagen in denAlpen bie-
tet. Sie werden uns dabei helfen, uns von
einer über 200 Jahre gewachsenen Ab-
hängigkeit von fossilen Brennstoffen mit
all ihren Problemen zu lösen. Die Sicht
der Elektrizitätswerke ist enger. Sie sind
als Investoren stärker an Umsatz und
Rendite interessiert.

Was macht Ihre IG genau?
Wir versuchen, bei Behörden, in der
Politik und in der Öffentlichkeit die
Akzeptanz und die Planungsbedingun-
gen für alpine Solaranlagen zu verbes-
sern.Wir entwickeln aber auch Projekte.
Wir suchen zuerst nach Standorten und
reden dann mit den Gemeinden und
Grundeigentümern.Wir erklären ihnen,
was ein solches Projekt für sie bedeuten
würde. Dann fragen wir sie, ob wir eine
Machbarkeitsstudie erstellen dürfen.
Diese bieten wir danach den dreizehn
Stromversorgern an, die unsere Partner
sind.Manchmal kommen auch Elektrizi-
tätswerke auf uns zu und bitten uns, für
sie die Entwicklung an einem bestimm-
ten Standort zu übernehmen.

Sobald die Projekte zur Abstimmung
kommen, sind es also nicht mehr Vor-
haben der IG Solalpine, sondern der
Stromversorger?
Genau. Und wir mussten merken, dass
das ein Problem ist. Eines unserer Ziele
war, dass wir als neutrale Gruppe mit
den Gemeinden verhandeln. Bei den
Abstimmungen in Ilanz und Surses
brachten die Projektgegner plötzlich das
Argument auf, dass die bösen Elektrizi-
tätswerke aus demUnterland den Berg-
gemeinden das Land wegnehmen wol-
len.Genau solche Diskussionen wollten
wir vermeiden.Unsere Organisation hat
ja nichts von den Projekten.

Doch. Sie erhalten Geld für die Mach-
barkeitsstudien.
Ja, aber an der Realisierung der Projekte
verdienen wir nichts.Zudem fliesst jeder
Franken umgehend in neue Projekte.
Bei uns bleibt nichts hängen.

In den letzten Monaten dominierten
abgelehnte Projekte für alpine Solar-
anlagen die Schlagzeilen. Was machten
die Elektrizitätswerke falsch?
Viele Elektrizitätswerke glauben, sie
kennen die Berggemeinden genau, weil
sie dort ja teilweise schon seit über
hundert Jahren aktiv sind. Doch leider
stellte sich das als falsch heraus. Bei der
Kommunikation haben sie noch Luft
nach oben. Sie haben es zum Beispiel
nicht geschafft, der lokalen Bevölkerung
zu erklären, dass wir eine Antwort auf

einen absehbaren Versorgungsengpass
erarbeiten, der massive Auswirkungen
auf die ganze Schweiz hätte – und damit
auch auf die Bewohner der Berggebiete.

Die Politik förderte den Bau von alpi-
nen Solaranlagen mit einer Gesetzesvor-
lage, Solarexpress genannt. Dieser sieht
einen sehr strengen Zeitplan vor. Ist die-
ser zu ambitioniert?
Der Solarexpress war eine gute Sache,
weil er einen Run ausgelöst hat. Doch
heute zeigen sich auch Nachteile. Die
Zeit,umdie lokaleBevölkerung emotio-
nal abzuholen,war sehr knapp.ImRück-
blick war das ein wichtiger Grund dafür,
weshalb gewisse Projekte scheiterten.

Ist IhreVision der grossflächigen Strom-
produktion in den Alpen gescheitert?
Wir mussten Rückschläge hinnehmen,
und ich hatte mir denWeg nicht so hür-
denreich vorgestellt. Aber wir sehen
unser Projekt als Erfolg.Wir führen eine
Liste mit alpinen Solarprojekten. Uns
sind 54 Projekte bekannt, die von uns
oder anderen Initianten stammen.19 da-
vonwurdenangenommen,13wurdenab-
gelehnt,bei 11 steht dieAbstimmung an.

Der Solarexpress will bis 2025 ungefähr
2 Terawattstunden Stromproduktion auf
den Weg bringen.Wo stehen wir?
Gemäss unseren Berechnungen werden
wir ungefähr 0,6 Terawattstunden schaf-
fen. Das sind 30 Prozent der im Solar-
express vorgesehenen Menge. Für uns
ist aber etwas anderes wichtig: Wir wer-
den mehrere bauen können. Das erlaubt
uns, Erfahrungen zu sammeln. Und das
ist für die Entwicklung der Technologie
entscheidend.Wenn wir mehr Erfahrung
haben,werdenauchgewisseder abgelehn-
tenProjektewieder eineChanceerhalten.

Welche Rolle spielen lokale und natio-
nale Umweltschutzorganisationen?

Man muss unterscheiden: Landschafts-
schützer stehen unseren Projekten skep-
tischer gegenüber als Organisationen,
denen es um das Wohl von Tieren und
Pflanzen geht. Insgesamt muss ich aber
sagen: Die Umweltschützer haben uns
auch enttäuscht.

Wo zum Beispiel?
In Ilanz und Surses verteilten Pro
Natura, Birdlife und die Stiftung Land-
schaftsschutz einen reisserischen Flyer.
Um Angst zu verbreiten, zeigte dieser
eine gigantische Anlage, die gar nie so
ausgesehen hätte. Und er verbreitete
Argumente, die leider Unsinn sind.

Zum Beispiel?
Die Umweltschützer behaupten, dass
Photovoltaikanlagen auf unseren
Dächern genügen, um den künftig feh-
lenden Winterstrom zu ersetzen. Doch
das wird nicht reichen. Solaranlagen im
Mittelland liefern zwischen November
und Februar sehr wenig, das Loch im
Winter wird jedoch riesig sein. Ausser-
dem wird man viele Gebäude nicht mit
Solarpanels bedecken können, weil die
Besitzer das nicht wollen.Es wird darum
beides brauchen.

Haben Sie die Umweltorganisationen
darauf angesprochen?
Ja. Sie beschwichtigen und sagen, ihre
Argumente richteten sich nur gegen ein-
zelne Vorhaben. Dem muss ich wider-
sprechen: Diese Argumente sind ein
Frontalangriff auf die alpinen Solarpro-
jekte. Und ich kann die Naturschützer
schlicht nicht verstehen.Vor zwei Jahren
musste der Bund im Eiltempo – und laut
dem Bundesverwaltungsgericht illegal –
in Birr ein Öl- und Gaskraftwerk bauen,
um Versorgungsengpässe im Winter zu
verhindern. Mittelfristig will er Öl- und
Gaskraftwerkemit einerLeistung errich-
ten,die jener desKernkraftwerksGösgen
entspricht.Als Notkraftwerke sind diese
völlig vertretbar. Ohne alpine Photovol-
taik oder Windanlagen werden sie aber
in einigen Jahren jedenWinter während
vieler Stunden laufen müssen. Wie sol-
len wir da Klimaneutralität erreichen?

Ein weiterer Vorwurf der Umweltorga-
nisationen lautet, dass die Anlagen der
Biodiversität schaden.
Die Schweiz hat tatsächlich ein enor-
mes Problem bei der Biodiversität. In
Graubünden ist die Situation aber nicht
schlecht, wie ein kürzlich publizierter
Bericht der Kantonsregierung zeigt. Die
grosseAusnahme sindPflanzenundTiere
an und inGewässern.Und diese sind von
unserenAnlagen ja nicht betroffen.

TrotzdemgreifenSie in dieLandschaft ein.
Das ist aus Sicht der Biodiversität aber
nicht entscheidend.Wir wissen von gros-
sen Solaranlagen im Unterland, dass sie
die Biodiversität fördern. Es gibt Exper-
ten,die davon ausgehen,dass das auch in
den Alpen der Fall sein wird. Zum Bei-
spiel,weil die Solarpanels Schatten spen-
den.Genauweiss es aber niemand.Umso
wichtiger ist es,Erfahrungen zu sammeln.

Es gibt nicht nur Einwände der Umwelt-
schützer. Eine Kritik an alpinen Solar-
anlagen lautet, dass die Standortgemein-
den zu wenig profitieren.
Die Wasserkraft in den Alpen produ-
ziert günstig. Bei der Alpen-Photovol-
taik ist das anders: Dieser Strom ist
teuer. Der Bau lässt sich nur rechtferti-
gen, weil wir in Europa imWinter ziem-
lich sicher in einen Stromengpass laufen.
Darum ist das Risiko für die Investoren
höher und die Entschädigung aus unse-
rer Sicht angemessen.

Wie viel Geld erhalten die Gemeinden?
Wir rechnen heute mit Produktionskos-
ten von zwischen 10 und 25 Rappen pro
Kilowattstunde.Derzeit liegt derMarkt-
preis für Strom in Europa übrigens bei

nur rund 8 Rappen,was das Risiko illus-
triert. Die Gemeinden erhalten rund
1 Rappen. Das ist viel in einer Situa-
tion, in der niemand wirklich weiss, ob
die alpine Solarenergie je rentieren wird.

Was verdienen die Gemeinden denn
sonst mit der Nutzung der Gebiete, in
denen die Solaranlagen entstehen sollen?
Das ist ein wichtiger Punkt. Uns liegen
Zahlen einer Gemeinde vor über die
Nutzung ihrer Alpen. Durch das Solar-
projekt würde sie eine Entschädigung
erhalten, die um den Faktor einhundert
höher liegt. Das ist eine grosse Chance
für die Gemeinden.

Warum?
Weil die Alpweiden leider wirtschaft-
lich imNiedergang sind. Im letzten Jahr-
hundert wurden 1300 Quadratkilometer
Alpweiden aufgegeben. 5400 Quadrat-
kilometer sind geblieben.Wollen wir mit
alpinen Solaranlagen die von uns ange-
strebte Leistung von 20 Gigawatt rea-
lisieren, benötigen wir nur gerade 300
Quadratkilometer Fläche. Das zeigt:
Wir pflastern die Alpen mitnichten mit
Solarpanels zu.

Besteht die Gefahr, dass der Solarexpress
nach 2025 zum Stillstand kommt?
Nicht,wenndieBevölkerungam9. Juni Ja
sagt zum Gesetz für eine sichere Strom-
versorgung mit erneuerbaren Energien.
Dieses unterstützen wir stark. Es sieht
vor, dass die Kantone Gebiete ausschei-
den, die geeignet sind für die Produktion
vonWind-undSolarenergie.Weil sie diese
zusammenmit denGemeinden festlegen,
ist die Chance gross, dass die Akzeptanz
in der Bevölkerung besser wird. Dazu
kommt:Ab einer gewissen Grösse erlan-
gen Projekte neu nationale Bedeutung.
Für uns bedeutet das vereinfachte und
schnellere Bewilligungsverfahren.

Gäbe es keine Alternative?
Das kann mir niemand sagen. Wind-
energie ist ebenfalls sehr geeignet, aber
wohl noch umstrittener. Und sonst
bleibt eigentlich nur noch der Import
von grossen Strommengen.Die Schweiz
wird immer auf den Stromaustausch an-
gewiesen sein, aber die Mengen, die wir
ohne Zubau von Produktionskapazitä-
ten in der Schweiz werden importieren
müssen, sind beängstigend.

Was ist mit der Atomkraft?
Aus technischer Sicht kann sie eine
Lösung sein. Aber ob der Neubau von
Kernkraftwerken Akzeptanz in der Be-
völkerung fände, weiss heute niemand.
Wir brauchen jedoch Lösungen für die
nächsten zehn bis zwanzig Jahre.Bei der
alpinen Sonnenenergie reden wir von
Dutzenden von konkreten Projekten.
Bei der Kernkraft ist man gerade erst
dabei, über eine Aufhebung des Neu-
bauverbots zu diskutieren.

Sie fahren Ihr Engagement für die alpine
Solarenergie also allen Rückschlägen
zum Trotz nicht zurück?
Auf gar keinen Fall.

«Die Wasserkraft
in den Alpen produziert
günstig. Bei der
Alpen-Photovoltaik
ist das anders:
Dieser Strom ist teuer.»

«Die Umweltschützer haben uns enttäuscht», sagt Ruedi Kriesi, Geschäftsführer der
IG Solalpine. MAURICE HAAS FÜR NZZ AM SONNTAG

Mibegründer
der Marke Minergie
mju. · Der ETH-Ingenieur Ruedi Kriesi
wurde bekannt als Mitbegründer der
MarkeMinergie.Erwar von1985bis 2000
Leiter der Energiefachstelle desKantons
Zürich.Von 2000 bis 2010 arbeitete er als
LeiterTechnik derZehnderGroup,wo er
zuständig war für die Entwicklung von
Wohnungslüftungen. Kriesi war bis 2015
Vizepräsident undStrategieleiter desVer-
einsMinergie.Ab 2020 baute er die Inter-
essengemeinschaft (IG)Solalpine auf,wo
er heuteGeschäftsleiter undPräsident ist.
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Die WTO scheitert an ihrer Wiederbelebung
Nach den Verhandlungen in Abu Dhabi wirkt die Welthandelsorganisation wieder einmal wie gelähmt – wichtig ist sie dennoch

GERALD HOSP

Osttimor und die Komoren.Das sind die
neuesten Mitglieder der Welthandels-
organisation (WTO),die jetzt 166Staaten
umfasst. Die Aufnahme der beiden we-
nig gewichtigenStaaten zeigt gleichzeitig
die immernochvorhandeneAnziehungs-
kraft und die Misere einer internationa-
len Organisation, der schon seit Jahren
beschieden wird, amAbgrund zu stehen.

Einerseits drängen weiterhin Staaten
in die WTO, um an die Weltwirtschaft
besser angeschlossen zu sein. Anderer-
seits bedeuten mehr Mitglieder auch
mehr Schwierigkeiten: Bei den Ent-
scheiden der Genfer Institution herrscht
Einstimmigkeitsprinzip, jedes Land,mag
es auch noch so klein sein, kann brem-
sen und blockieren.Das verlangsamt die
WTO – bis zur Lähmung. «Ich fordere
Sie nun alle auf, derWelt zu zeigen, dass
dieWTO lebendig und gesund ist», sagte
ThaniAl Zeyoudi, derWirtschaftsminis-
ter der Vereinigten Arabischen Emi-
rate, beschwörend bei der Eröffnung
der 13.Ministerkonferenz. Diese findet
in der Regel alle zwei Jahre statt, dies-
mal in Abu Dhabi.

Die Ministerkonferenz ist das
höchste Entscheidungsgremium der
WTO.Die energische Generaldirektorin
Ngozi Okonjo-Iweala rief die Minister
dazu auf, «die Ärmel hochzukrempeln».
Es war kein gutes Zeichen, dass sie die-
ses Bild auch zumAbschluss der Konfe-
renz bemühte. Vor zwei Jahren in Genf
bei der letztenMinisterkonferenz gab es
einige mühsam erzielte Erfolge, die zei-
gen sollten, dass die Organisation noch
relevant ist.Von dieser Euphorie war in
Abu Dhabi wenig zu spüren. Es kam zu
Minimalergebnissen nach Verhandlun-
gen bis spät in die Freitagnacht: Beim
Moratorium für Zölle auf elektronische
Übertragungen wie das Herunterladen
von Filmen einigten sich die Länder dar-
auf, weiterhin keine Zölle zu erheben –
aber nur bis höchstens 31.März 2026.
Viele Länder hätten sich gewünscht, dies
permanent zu machen.

Seit Jahrzehnten in der Krise

In Genf war nach 21 Jahren Verhand-
lungen einAbkommen zurAbschaffung
schädlicher Subventionen in der Fische-
rei zustande gekommen.Eineweiterfüh-
rende Einigung in diesemBereich schei-
terte nun aber. Gespräche über Agrar-
subventionenwurdenweiter verschoben.

Man muss kein grosser Zyniker sein,
um die WTO in einer Krise zu sehen.
Nachrufe auf die Organisation gibt es

schon seit langem. Die Zeiten, als es bei
der Ministerkonferenz im Jahr 1999 in
Seattle zuAusschreitungenvonAnti-Glo-
balisierernkamunddieAbkürzungWTO
mit «World Take Over» – zu Deutsch:
Übernahme derWelt – inVerbindung ge-
bracht wurde, sind definitiv vorbei.Auch
die Gegner sind müde geworden. Der
Höhepunkt war dieAufnahme Chinas in
dieWTO im Jahr 2001. Damit begannen
aber auch einige der Probleme.

Im Grunde geht das multilaterale
Handelssystem seit den 1990er Jahren
durch eine Krise. Nach acht abgeschlos-
senen Runden, in denen die Mitglie-
der im Konsens Handelsliberalisierun-
gen und neue Regeln vereinbart haben,
sind die als Doha-Runde bekannten
Verhandlungen 2016 nach rund fünf-
zehn Jahren gescheitert. Seit die multi-
laterale Handelsliberalisierung stockt,
blühen bilaterale und regionale Frei-
handelsabkommen auf. Sollte diese Ent-
wicklung anhalten, wird die WTO noch
weiter an den Rand gedrückt.

Die Genfer Organisation sollte ein
Garant dafür sein, dass im Welthandel
nicht dieMacht des Stärkeren gilt.Eswar
jedoch einherber Schlag,als der damalige

amerikanische Präsident Donald Trump
Handelskriege anzettelte. Zudem blo-
ckiert Washington seit längerem die Er-
nennung von Mitgliedern des sogenann-
tenAppellateBody,derBerufungsinstanz
des zweistufigen Streitschlichtungspro-
zesses der Organisation. Dadurch funk-
tioniert ein Gremium nicht mehr, das im
Herzen des regelbasierten internationa-
lenHandelssystems liegt.EinTeil desPro-
zesses ist aber noch in Kraft.

Wer gehofft hatte, dass es in den
USA unter Präsident Joe Biden zu einer
Kehrtwende kommt, sah sich getäuscht.
Die Biden-Regierung fährt den Kurs
weiter, wenn auch in gemässigterem
Ton. Die amerikanische Handelsbeauf-
tragte Katherine Tai sagte im Vorfeld
der Ministerkonferenz: «Die WTO und
ihre Vorgängerorganisation wurden zu
einer Zeit geboren, als eine neue Welt-
ordnung entstand.Aber heute leben wir
in einer grundlegend anderenWelt.» Sie
sprach sich zumindest nicht für die Ab-
schaffung, sondern für eine Modernisie-
rung undAnpassung aus.

An der Reformwilligkeit und der
Reformfähigkeit bestehen jedoch grosse
Zweifel. Indien und weitere Entwick-

lungs- und Schwellenländer pochen
darauf, dass der Streitschlichtungs-
prozess wiederbelebt wird. Washing-
ton kritisiert die langen Verfahren, die
ausufernden Berichte sowie die Kom-
petenzüberschreitung der Berufungs-
instanz. Die USA drängen auf Refor-
men, unklar ist jedoch, wie diese ausse-
hen sollen. In Abu Dhabi hiess es, die
Verhandlungen sollen bis Ende Jahr ab-
geschlossen werden.Das war auch schon
in Genf beschlossen worden.

DieWTO-Prozesse sind zudem nicht
auf ein Land wie China ausgerichtet mit
seinem Staatskapitalismus, seinen um-
fangreichen Subventionen und seinem
Heer an billigen Arbeitskräften. Eines
der grössten Probleme ist, wie mit als
ungerechtfertigt eingestuften Subven-
tionen zu verfahren ist. Zunächst be-
stand die Hoffnung, dass sich China an
die Marktwirtschaften des Westens an-
nähere.Nun scheint es so, dass sich diese
vielmehr China annähern.

Die USA haben unter Präsident
Biden damit begonnen, mit enormen
Summen grüne Technologien zu unter-
stützen. Die EU schäumt und will da-
gegenhalten. Brüssel selbst führt einen

Klimazoll ein, den Schwellenländer wie
Indien als Protektionismus betrachten.
Die Saat für neue Handelskonflikte ist
damit ausgebracht.Es kommthinzu,dass
Donald Trump bereits angekündigt hat,
dieZölle auf alle Importe undbesonders
auf diejenigen aus China zu erhöhen,
falls er wiedergewählt werden sollte.

Das System gleicht Boxregeln

Man darf auch nicht der Illusion unter-
liegen,dass die sich verstärkendeRivali-
tät zwischen den USA und China inner-
halb eines multinationalen Gremiums
geregelt werde. Das passiert sicherlich
ausserhalb der WTO. Diese muss sich
vielmehr an den umtriebigen Zeitgeist
einer zunehmend fragmentierten Welt
anpassen. Diese Aufspaltung in Blöcke
ist bereits beobachtbar.Peking,Washing-
ton und auch Brüssel versuchen ver-
mehrt, Handelspartner an sich zu bin-
den – auch als Ersatz für ein Versagen
der WTO. Länder wie Indien, Brasilien,
Saudiarabien oder Südafrika sind in ihre
eigenen Spiele verstrickt. DieWelt wird
multipolarer.

Gerade die Welthandelsorganisation
kannnur so stark sein,wieesdieMitglieds-
staaten zulassen. Sie steht wie alle ande-
ren internationalenOrganisationen unter
Druck. Dennoch werden immer noch 75
Prozent desWelthandels unterWTO-Re-
geln abgewickelt. Auf einer technischen
Ebene funktioniert häufig dieDiskussion
um Unstimmigkeiten und Konflikte.

Der Geopolitik zumTrotz treffen sich
in dem Forum Vertreter der USA, Chi-
nas, Russlands und der Ukraine. Das
System derWTO gleicht Boxregeln, die
die Aggressivität in geordnete Bahnen
lenken und einem ungeregelten Stras-
senkampf vorzuziehen sind. Dafür ist
sie notwendig.Manche Handelsminister
unterstreichen auch, dass es nur schon
wichtig sei,mit den Gegenparts in einem
solchen Gremium zu sprechen. Für ein
reines Gesprächsforum braucht es die
WTO aber nicht. Aber niemand sonst
macht so viel für ein regelgebundenes
Handelssystem, das vor allem für klei-
nere und mittelgrosse Länder wie die
Schweiz wichtig ist.

Ein Ausweg aus dem Stillstand sind
sogenannte plurilaterale Abkommen,
die es bereits innerhalb des WTO-Sys-
tems gibt. Eine «kritische Masse» von
Mitgliedern kann eineVereinbarung ab-
schliessen, die auch Ländern offensteht,
die nicht daran teilnehmen. Die Devise
lautet: so multilateral wie möglich, so
plurilateral wie nützlich. So könnte sich
dieWTO neu erfinden.

Ngozi Okonjo-Iweala steht seit 2021 an der Spitze der Genfer Institution. HOLLIE ADAMS / BLOOMBERG

Angeklagter UBS-Banker darf eigene Firma gründen
Emanuel Agustoni wurde in der heissen Phase des Steuerstreits mit den USA angeklagt – nun hat ihm die Finma geholfen

ZOÉ BACHES

«Ich bin sehr froh, dass ich die Lizenz
der Finanzmarktaufsicht (Finma) als un-
abhängiger Vermögensverwalter erhal-
ten habe. Nach vielen schwierigen Jah-
ren dürfte es jetzt endlich wieder auf-
wärtsgehen», so zeigt sich Emanuel
Agustoni erleichtert. Am 19. Januar hat
die Finma «in Sachen E.Agustoni» ver-
fügt, dass seine FirmaGolden Eagle Ser-
vices eine Bewilligung als unabhängige
Vermögensverwalterin erhält.Damit hat
esAgustonis Firma in die neue Regulie-
rung geschafft, die besagt, dass neu der
Regulator die Bewilligung für die Ge-
schäftstätigkeit der externen unabhän-
gigen Vermögensverwalter vergibt. Die
Aufsicht verbleibt weiter bei fünf unab-
hängigen Aufsichtsorganisationen. Für
viele externe Vermögensverwalter ist
dieser Wechsel nur eine Formalie, nicht
aber für Emanuel Agustoni.

Vermögende Kunden betreut

Sein Leben wurde vor dreizehn Jahren
mit einerAnklage aus denUSAkomplett
auf denKopf gestellt.Zusammenmit sie-

ben weiteren Bankern der Credit Suisse
(CS) wurde er im Frühjahr 2011 ange-
klagt, amerikanischen Kunden zwischen
2001 und 2005 bei der Steuerhinterzie-
hung geholfen zu haben.Agustoni hatte
bis zu jenem Zeitpunkt als Private Ban-
ker auch vermögendeCS-Kunden in den
USA von der Schweiz aus betreut.

Die USA machten parallel zur An-
klage seinen Namen öffentlich, wohl-
gemerkt, ohne dass er jemals hatte dazu
Stellung nehmen können. Die Reaktio-
nen inder Schweizwarenheftig – undwe-
nig souverän.DenndieVorwürfe umfass-
tenmeist das damals von SchweizerBan-
ken praktizierte Offshore-Private-Ban-
king und entsprachen geltendem Recht.
Zudem gab es nur wenige Belege. In den
USAwird zuerst angeklagt, dann suchen
die Staatsanwälte nach Beweisen. In der
Schweiz ist das Vorgehen umgekehrt.

Insgesamt wurden im Steuerstreit
mit den USA über drei Dutzend hiesige
Banker und Fachleute angeklagt, fast
alle Betroffenen verloren ihre Arbeit,
fanden nur noch mit grössten Schwie-
rigkeiten eine neue und konnten seit-
her nicht mehr reisen. In den USA wird
im Falle einer Anklage automatisch ein

internationaler Haftbefehl erlassen.Auf
den massiven Druck reagierten die Be-
schuldigten unterschiedlich. Die einen
kooperierten mit den US-Behörden
und erklärten sich schuldig. Agustoni
dagegen mutierte zum Freiheitskämp-
fer. Seit über einer Dekade weigert er
sich, sich schuldig zu bekennen.Denn er
ist der festen Überzeugung, sich stets an
die Gesetze und die Regeln seiner Chefs
bei der CS gehalten zu haben.Entgegen
denVorwürfen habe er seine Geschäfts-
reisen stets korrekt ausgewiesen, nie
Geldkoffer in die USA mitgenommen
oder einem Kunden geholfen, Steuern
zu hinterziehen. Auch seine Anwälte
kamen zum Schluss, dass er sich damals
regelkonform verhalten habe. Zudem
machteAgustoni seinen Fall publik.

Vor drei Jahren erzählte ermit vollem
NamenundFotoder «NZZamSonntag»
seine Geschichte. Gegenüber der NZZ
betont er heute, dass ihn die Finma aus-
führlich überprüft habe. Der Regulator
bestätigt nur, Agustoni die Bewilligung
als externer unabhängiger Vermögens-
verwalter erteilt zu haben.Sicher ist,dass
die Finma zum Schluss kam, dass in sei-
nem Fall die Gewähr für die Geschäfts-
führung gegeben ist. Es gebe ja keine
strafrechtliche Verurteilung von einer
US-Behörde, spekuliert ein Befragter.

Tatsächlich sind Anklagen gegen ge-
schätzt zwei Dutzend Schweizer Betrof-
fene seit teilweise über dreizehn Jahren
hängig. Auch habe sich Agustoni nicht
für einen Kaderjob bei einer internatio-
nal tätigen Bank beworben. In einem
solchen Fall würde eine amerikanische
Anklage, auch wenn die Vorwürfe nicht
stimmen sollten, deutlich mehr belasten,
so der Befragte weiter.

Die Finma ist damit die erste staat-
liche Organisation in der Schweiz, die
sich für einen pragmatischen Umgang
mit einem in denUSA angeklagten Ban-
ker entschieden hat. Bis heute haben
sich nur einzelne Banken wie Julius Bär

oder die Zürcher Kantonalbank für die
Betroffenen eingesetzt. Deren ange-
klagte Banker wurden in die Einigun-
gen der Banken involviert.

Teure Anwaltskosten

Besonders hart traf es Agustoni. Aus
rechtlichen Gründen hatte ihm die CS
zwar jahrelang dieAnwälte bezahlt.Als
er dann aber im Januar 2019 nach lan-
gen Bemühungen einen ersten Termin
mit einem amerikanischen Richter er-
langt hatte, um seine Unschuld vor Ort
vor Gericht zu beweisen, strich ihm die
CS kurzerhand die Anwaltskosten. Die
jahrelang aufgelaufenen Kosten seien
einfach zu hoch, begründete die CS ihre
Kehrtwende. Agustoni musste den Ge-
richtstermin absagen.

Beteiligte spekulierten damals, dass
es die CS-Chefs nicht hätten riskieren
wollen, einen früheren Mitarbeiter in
den USA zum heiklen Thema Steuer-
betrug öffentlich auftreten zu lassen.
Agustoni windet der Finma heute des-
halb einen besonders grossen Kranz. Er
ist überzeugt, dass es für ihn ab jetzt ein-
facher wird, neue Kunden anzuwerben.

Emanuel Agustoni
In den USA
angeklagter BankerPD


